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Vorwort 

Die nachfolgende Untersuchung ist unter dem Titel "Vorsorge und Verhält-
nismäßigkeit im kriminalpräventiven Polizeirecht" im Sommersemester 1993 
von der Fakultät für Rechtswissenschaft der Universität Bielefeld als Disserta-
tion angenommen worden. Sie wurde im September 1992 abgeschlossen, spä-
ter erschienene Literatur ist nur gelegentlich berücksichtigt worden. Die Ge-
setzgebung befindet sich auf dem Stand vom August 1993. 

Mi t der leichten Veränderung des in dieser Publikation verwendeten Titels 
soll deutlicher hervorgehoben werden, daß das Anliegen dieser Untersuchung 
vor allem darin besteht, die Struktur präventiver Rechtsnormen aufzuhellen 
und deren Auswirkungen auf die Rechtsanwendungssicherheit und den Grund-
rechtsschutz zu beschreiben. Das Exempel der neuen Eingriffsbefiignisse  zur 
Informationsbeschaflung  in den Polizeigesetzen der Bundesländer dient der 
Erörterung der Probleme präventiver Staatseingriffe  auf der Ebene konkreter 
Rechtsanwendungslagen. Darüber hinaus aber soll deutlich werden, daß die 
angewachsende Menge präventiver Rechtsnormen auf vielen Rechtsgebieten 
nicht nur die Suche nach neuen Lösungen fur die Sicherheit der Rechtsanwen-
dung und den Rechtsschutz der Bürger erforderlich  werden läßt, sondern ins-
gesamt das historisch so überaus erfolgreiche  Modell des liberalen Verfas-
sungsstaates gefährdet und die Funktionsweise des Rechtssystems zu beein-
trächtigen droht. Die der Steuerung von Risiken statt der Abwehr von Gefah-
ren dienenden Präventionsregelungen lassen die Befürchtung entstehen, daß 
das Recht die Bildung von Erwartungssicherheit nicht mehr in dem gewohn-
ten Maße zu garantieren vermag: das Recht selbst wird in der Gestalt präven-
tiver Rechtsnormen riskant. 

Das Thema dieser Untersuchung ist durch Herrn Prof.  Dr. Otto Backes an-
geregt und die Fertigstellung von ihm mit großem Einfallsreichtum gefordert 
worden. Zugleich hat er im Promotionsverfahren  als Zweitgutachter mitge-
wirkt. Herr Bundesverfassungsrichter  Prof.  Dr. Dieter Grimm hat als 
Erstgutachter mit zahlreichen Einwänden und Hinweisen die endgültige 
Fassung der Arbeit beeinflußt. Beide haben ein unbegreifliches Maß an 
Geduld aufgewendet. Neben ihnen gilt mein besonderer Dank Frau Margot 
Matz in Bielefeld, die viel Mühe auf die Herstellung der Arbeit verwendet hat, 
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ebenso wie Frau Petra Datschew in Berlin, die daneben Sorge für die 
Anfertigung der Druckvorlage getragen hat. 

Berlin, im September 1993 

Dieter  Neumann 
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Α. Einleitung 

Das Sicherheitsrecht in der Bundesrepublik Deutschland steht vor dem Ab-
schluß einer grundlegenden und umfassenden Neustrukturierung. Auf den 
Gebieten des Strafprozeßrechts 1, des Verfassungsschutzrechts 2, des Rechts der 
Nachrichtendienste3 und der Militärischen Abschirmung4 sind Gesetzentwürfe 
vorgelegt und Gesetze verabschiedet worden, mit denen diese wesentlichen 
Bereiche des Sicherheitsrechts neu geregelt wurden oder dies beabsichtigt ist. 
Weitere Gesetzentwürfe und Gesetze in deren Umfeld runden das Bild der ge-
setzgeberischen Aktivitäten im Bereich des Sicherheitsrechts ab5. Allen diesen 
Gesetzen und Gesetzesvorschlägen ist gemeinsam, daß darin die informatio-
nellen Aufgaben und Befugnisse der jeweiligen Sicherheitsbehörden in grund-
legender Weise bearbeitet werden und ihre informationelle Zusammenarbeit 
neu koordiniert wird. Die wesentlichen Impulse für die Gesetzgebungsarbeit 
sind von dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts  zum Volkszählungsgesetz 

1 Vgl. Entwurf  eines "Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Strafverfahrens-
rechts - Strafverfahrensänderungsgesetz  1989 (StVÄG 1989)", Stand 26.6.1989, StV 
1989, 172 ff.  Vgl. dazu Überblick und Kommentierung bei Hilgendorf-Schmidt,  Wistra 
1989, 208 ff.  und Kühl,  CILIP 32 (Nr. 1/1989), 108 ff.,  dort unter Titel 
"Verpolizeilichung der Strafprozeßordnung"  sowie Wolter,  StV 1989, 358 ff.  Einige 
Vorschläge daraus sind in das "Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rauschgifthan-
dels und anderer Erscheinungen der Organisierten Kriminalität (OrgKG)" vom 
4.6.1992 (BGBl. I S. 1302) aufgenommen worden (Verdeckte Ermittler, Beobachtung, 
optische und akustische Überwachung). 

2 Vgl. "Gesetz über die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in den 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes und über das Bundesamt ftlr  Verfassungs-
schutz (Bundesverfassungsschutzgesetz - BVerfSchG)" vom 20.12.1990 (BGBl. I S. 
2970), (=Art. 2 des "Gesetzes zur Fortentwicklung der Datenverarbeitung und des 
Datenschutzes" vom 20.12.1990, BGBl. I S. 2954). 

3 Vgl. "Gesetz über den Bundesnachrichtendienst (BND-Gesetz - BNDG)" vom 
20.12.1990 (BGBl. I S. 2979) (=Art. 4 des "Gesetzes zur Fortentwicklung der Da-
tenverarbeitung und des Datenschutzes" vom 20.12.1990, BGBl. I S. 2954). 

4 Vgl. "Gesetz über den Militärischen Abschirmdienst (MADGesetz - MADG)" vom 
20.12.1990 (BGBl. I S. 2977) (=Art. 3 des "Gesetzes zur Fortentwicklung der 
Datenverarbeitung und des Datenschutzes" vom 20.12.1990, BGBl. IS. 2954). 

5 Vgl. "Gesetz zur Neustrukturierung des Post und Fernmeldewesens und der 
Deutschen Bundespost (PostStrukG)" vom 20.4.1988, BGBl. I S. 1026 (mit 
Ergänzungen zum G10-Gesetz und §§ 100a und b StPO). 
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19836 ausgegangen. Das darin konturierte Grundrecht auf informationelle 
Selbstbestimmung hat in der juristischen und politischen Diskussion sehr 
rasch zu intensiven Überlegungen gefuhrt,  wie für die unterschiedlichen Be-
reiche des Sicherheitsrechts die verfassungsgerichtlich  entwickelten Anforde-
rungen an den rechtmäßigen Umgang mit personenbezogenen Daten erfüllt 
werden können. Die Feststellungen des Bundesverfassungsgerichts  zu den 
verfassungsrechtlichen  Mängeln des Volkszählungsgesetzes 1983 haben maß-
geblich auch die Vorschläge zur Novellierung des Polizeirechts des Bundes7 

und der Länder beeinflußt. 

L Polizeiliches Informationsrecht 

Die Grundlage aller gesetzgeberischen Tätigkeiten in den Bundesländern 
zur Neuregelung der polizeilichen Informationsbefugnisse  ist der "Vorentwurf 
zur Änderung des Musterentwurfs  eines einheitlichen Polizeigesetzes des 
Bundes und der Länder" gemäß dem Beschluß der Innenministerkonferenz 
vom 25. November 1977 (ME 1977) mit letztem Stand vom 12. März 1986 
(VE ME PolG)8. Im Anschluß an das Volkszählungsurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts hatte die Konferenz der Innenminister von Bund und Ländern 
den für "Öffentliche  Sicherheit und Ordnung" zuständigen Arbeitskreis I I mit 
Änderungsarbeiten zum ME 19769 beauftragt.  Der von dem Arbeitskreis I I 
eingesetzte ad hoc-Ausschuß "Recht der Polizei" legte dann im Oktober 1984 
einen ersten "Entwurf zur Änderung des Musterentwurfs  eines einheitlichen 
Polizeigesetzes des Bundes und der Länder" (Stand 31. Oktober 1984)10 vor, 
dem eine zweite Fassung mit Stand vom 8. Februar 198511 folgte. In der 
letzten Fassung vom 12. März 1986 bildete dieser " Vorentwurf  ' dann den 
Ausgangspunkt für die Beratungen und die Gesetzgebungsvorschläge in den 
Bundesländern zu der angestrebten Novellierung ihrer Polizeigesetze. Eine 

6 Vgl. BVerfGE 65, 1 ff  Zu den alsbald daraus erhobenen Forderungen des 
Datenschutzes für das Sicherheitsrecht vgl. im Überblick Riegel,  DVB1. 1987, 325ff 
und Bäumler,  JR 1984, 361 ff  ; speziell für das Verfassungsschutzrecht  vgl. ders.,  AÖR 
1985, 30 ff 

7 Für das Bundespolizeirecht vgl. Entwurf  zu einem "Gesetz über das 
Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder in kriminal-
polizeilichen Angelegenheiten (BKAG)", Stand: 1.8.1988, Abdruck in CILIP Nr. 31 
(Nr. 3/1988), 28 ff.  Ein Bundesgrenzschutzgesetz ist in Vorbereitung. 

8 Abdruck und Kommentierung bei Kniesel/Vahle,  Polizeiliche Informationsver-
arbeitung und Datenschutz im künftigen Polizeirecht, 1990. 

9 Text und Begründung in: Heise/Riegel,  Musterentwurf  eines einheitlichen 
Polizeigesetzes, 2. Aufl. 1978. 

1 0 Text und Begründung in: CILIP Nr. 19 (Nr. 3/1984), 79 ff. 
1 1 Text und Begründung in: CILIP Nr. 21 (Nr. 3/1985), 21 ff 
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Ausnahme stellte insoweit nur das Bundesland Bremen dar, das bereits zuvor 
neue Regelungen zur Datenerhebung und -Verarbeitung in das bestehende 
Polizeigesetz eingearbeitet hatte12. Im Bundesland Rheinland-Pfalz wurde 
unmittelbar im Anschluß an VE ME PolG das dortige Polizeiverwaltungsge-
setz geändert13. Inzwischen sind in den Bundesländern Baden-Württemberg14, 
Bayern15, Berl in 16 , Hamburg17, Hessen18, Nordrhein-Westfalen 19, Saarland20, 
und Schleswig-Holstein2 überarbeitete Polizeigesetze verabschiedet worden. In 
Niedersachsen22 liegt ein Gesetzentwurf vor. Bis zu der Verabschiedung 
eigener Landespolizeigesetze galt vorläufig in den 5 neuen Bundesländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Thüringen noch das bereits den Vorschlägen des VE ME PolG angepaßte 
Polizeigesetz der DDR 2 3 gemäß Art. 9 Abs. 3 "Einigungsvertrag" vom 31. 
August 1990 als Landesrecht fort. 

1 2 Vgl. PolG Bremen vom 21.3.1983 (GBL S. 141), zuletzt geändert durch Art. 2 des 
"Gesetzes zur Änderung des Bremischen Datenschutzgesetzes" vom 8.9.1987 (GBl. 
S. 235). 

1 3 Vgl. Polizeiverwaltungsgesetz Rheinland-Pfalz i.d.F. des Änderungsgesetzes vom 
28.11.1986 (GVB1. S. 353). 

1 4 Vgl. Polizeigesetz für das Land Baden-Württemberg (PolG BW) i.d.F. vom 
13.1.1992 (GBl. IS. 1). 

1 5 Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen Staatlichen Polizei 
(Polizeiaufgabengesetz PAG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 14.9.1992 (GVB1. 
S. 329). 

1 6 Vgl. Allgemeines Gesetz zum Schutz der öffentlichen  Sicherheit und Ordnung in 
Berlin (ASOG Bin) vom 14.4.1992 (GVB1.1S. 119). 

1 7 Vgl. "Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Schutz der Öffentlichen  Sicherheit 
und Ordnung und zur Sicherung des Datenschutzes bei der Polizei" vom 2.5.1991 
(GVB1. S. 187). 

1 8 Vgl. Hessisches Gesetz über die öffentliche  Sicherheit und Ordnung i.d. F. des 
Änderungsgesetzes vom 18.12.1989 (GVB1. S. 469, ber. GVB1.1 1990 S. 36). 

1 9 Vgl. PolG NW i.d.F. des "Gesetzes zur Fortentwicklung des Datenschutzes im 
Bereich der Polizei und der Ordnungsbehörden" (GFDPol) vom 7.2.1990 (GVB1. S.) 

2 0 Vgl. Saarländisches Polizeigesetz (SaarlPG), das durch Gesetz Nr. 1251 zur 
"Neuordnung des Saarländischen Polizeirechts" vom 8.11.1989 (Abi. S. 1750) mit 
Inkrafttreten  zum 1.1.1990 zugleich erstmals das bislang verstreute Landespolizeirecht 
systematisiert. 

2 1 Vgl. Neufassung des Landes Verwaltungsgesetzes für das Land Schleswig-Holstein 
(LVuG) vom 2.6.1992 (GVO Bl. I S. 244 Zweiter Teil Abschnitt ΠΙ: Öffentliche 
Sicherheit und Ordnung). 

2 2 Vgl. "Gesetzentwurf zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung" vom 20.6.1988, LTDrs. 11/2710 

2 3 Vgl. "Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Polizei" vom 13. Januar 1990 
(GBl. DDR I S. 1489). Zur früheren  Rechtslage vgl. Lüers,  Das Polizeirecht in der 
DDR. Aufgaben, Befugnisse und Organisation der Deutschen Volkspolizei, Köln 1974. 
Inzwischen sind mit Ausnahme von Brandenburg in den neuen Bundesländern eigene 
Landespolizeigesetze in Kraft  getreten: Mecklenburg-Vorpommern: Sicherheits- und 


